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1. Auflösungsgründe und Auflösungsverfahren 

 

Die Auflösungsgründe einer Kapitalgesellschaft können vielfältiger Art sein. In der 

Regel erfolgt die Auflösung durch gesonderten schriftlichen Beschluss der Gesell-

schafterversammlung (§ 60 Abs. 1 Nr. 2 GmbHG). Vorbehaltlich anderer Regelungen 

im Gesellschaftsvertrag bedarf dieser Beschluss einer Mehrheit von 75 % der anwe-

senden Stimmen. Der Auflösungsbeschluss ist regelmäßig formlos möglich und bedarf 

keiner Begründung oder Rechtfertigung. Nur unter bestimmten Voraussetzungen (z.B. 

Wirksamwerden erst nach längerer Zeit) muss er als Satzungsänderung notariell beur-

kundet werden. 

 

Der Auflösungsbeschluss hat ab dem vereinbarten Eintritt seiner Wirksamkeit die au-

tomatische Auflösung der Gesellschaft zur Folge. Hierbei kann es zweckmäßig sein, 

wegen des Erfordernisses der Aufstellung einer Eröffnungsbilanz das Ende eines Ge-

schäftsjahres zu bestimmen; ist kein Termin genannt, gilt der Tag der Beschlussfas-

sung selbst als maßgeblich für die Auflösungswirkung. Der Auflösungstermin ist exakt 

festzulegen, da er maßgeblich für die steuerliche Gewinnermittlung ist (vgl. § 11 

KStG). Ab dem Auflösungszeitpunkt firmiert die Gesellschaft mit dem Zusatz „i.L.“. 

Im Beschluss sollte ebenfalls geregelt sein, bei wem die Bücher und Schriften der Ge-

sellschaft nach Beendigung der Abwicklung verwahrt werden (§ 74 GmbHG). 

 

Weitere Auflösungsgründe können beispielsweise sein: Zeitablauf (§ 60 Abs. 1 Nr. 1 

GmbHG); gerichtliches Auflösungsurteil (§ 60 Abs. 1 Nr. 3 GmbHG); Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens (§ 60 Abs. 1 Nr. 4 GmbHG); Abweisung des Insolvenzantrags 

mangels Masse (§ 60 Abs. 1 Nr. 5 GmbHG); Verfügung des Registergerichts, z.B. we-

gen Satzungsmängeln oder Nichteinhaltung der Volleinzahlungspflicht nach §§ 144 a, 

b FGG (§ 60 Abs. 1 Nr. 6 GmbHG) oder aufgrund sonstiger registeraufsichtlicher Be-
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fugnisse (vgl. §§ 142, 144 FGG, 37 HGB); Sitzverlegung in das Ausland, Erwerb aller 

Geschäftsanteile durch die GmbH oder die Vereinbarung bestimmter Kündigungsklau-

seln im Gesellschaftsvertrag mit der Folge der Auflösung.  

 

Die aufgelöste Gesellschaft besteht fort. Auflösung bedeutet also nicht, dass die Exis-

tenz der GmbH aufhört, sondern nur eine Änderung des Gesellschaftzwecks. Diese ist 

nunmehr nicht mehr auf die werbende Teilnahme  am Wirtschaftsverkehr gerichtet, 

sondern auf die Abwicklung des Gesellschaftsvermögen, d.h. die Versilberung der Ak-

tiva, Begleichung der Verbindlichkeiten und Verteilung eines etwaigen Überschusses. 

Erst nach vollständiger Abwicklung ist die Gesellschaft beendet und kann im Handels-

register gelöscht werden. Die zeitliche Reihenfolge des Lebensendes einer Gesell-

schaft ist also: Auflösung - Abwicklung - Vollbeendigung - Löschung . Nur aus-

nahmsweise können diese Stadien zusammen fallen, nämlich bei Löschung der Gesell-

schaft wegen Vermögenslosigkeit durch das Registergericht gemäß § 141a FGG (§ 60 

Abs. 1 Nr. 7 GmbHG)  

 

Die Auflösung der Gesellschaft sowie die Bestellung der Liquidatoren mit Vertre-

tungsmacht sind zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden (§ 65 Abs. 1 

GmbHG). Anmeldeverpflichtet sind nach § 78 GmbHG i.d.R. die Liquidatoren in ver-

tretungsberechtigter Zahl, nicht die Geschäftsführer, deren Amt bereits mit Eintritt des 

Auflösungstatbestandes (z.B. des Beschlusses) geendet hat (anders nur bei konstituti-

ver Anmeldung einer Satzungsänderung). Mangels abweichender Regelungen in der 

Satzung oder im Gesellschafterbeschluss (dort können übrigens auch andere juristische 

Gesellschaften zum Liquidator bestellt werden !) sind allerdings die Liquidatoren mit 

den Geschäftsführern identisch (sogenannte „geborene Liquidatoren“). Gleichwohl 

sind die Versicherungen des Geschäftsführers gemäß §§ 67 Abs. 3, 66 Abs. 4 und 8 

Abs. 3 GmbHG sowie auch die abstrakte Regelung der Vertretungsbefugnis durch den 

geborenen Liquidator erneut abzugeben. Die Anmeldepflicht entfällt nur dann, wenn 

die Auflösung von Amts wegen eingetragen wird (z.B. im Falle der Insolvenz). Eine 

beglaubigte Abschrift der Anmeldung ist dem nach § 20 AO zuständigen Finanzamt 

zuzuleiten (§ 54 EStDV). Ein Muster dieser Anmeldung findet sich am Ende dieses 

Merkblattes unter Ziffer 4. 

 

Die Liquidatoren müssen die Auflösung einmal (nicht mehr wie früher dreimal) in den 

in der Satzung vorgesehenen Bekanntmachungsblättern (in der Regel also nur im 

elektronischen Bundesanzeiger) bekannt machen, verbunden mit der Aufforderung an 

die Gläubiger, sich bei der Gesellschaft zu melden (sogenannter Gläubigeraufruf). 

Diese Bekanntmachung ist von besonderer praktischer Bedeutung, da erst diese Be-

kanntmachung (Einstellung auf der Homepage des elektronischen Bundesanzeigers) 

den Lauf des sogenannten Sperrjahres nach § 73 GmbHG in Gang setzt. Vor dessen 

Ablauf kann u.a. das Erlöschen nicht im Handelsregister verlautbart und mit der Ver-

teilung des Vermögens nicht begonnen werden. Eine schuldhafte Verzögerung der 
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Veröffentlichung kann die Liquidatoren schadenersatzpflichtig machen (§ 71 Abs. 4, § 

43 Abs. 1 GmbHG). Die kostenpflichtige Bekanntmachung erfolgt nun im elektroni-

schen Bundesanzeiger (https://publikations-plattform.de ). Sie müssen sich dafür ein-

malig auf der genannten Homepage registrieren lassen. Über die Einstellung im elekt-

ronischen Bundesanzeiger können Sie sodann eine „Vollzugsnachricht“ in pdf-form 

abrufen, die bei der endgültigen Löschung der GmbH, die nach Ablauf des „Sperr-

jahrs“ über das Notariat durch Registeranmeldung herbeigeführt werden kann, vorge-

legt werden muss. Daher sind diese Veröffentlichungsnachweise gut aufzubewahren 

(für eine gewisse Zeit kann im elektronischen Bundesanzeiger auch über die genannte 

website rückwirkend recherchiert werden) 

 

Ein Musterschreiben an den Verlag des Bundesanzeigers mit Veröffentlichungsvor-

schlag ist unter Ziff. 4 wiedergegeben. 

 

Von der Veröffentlichung kann nur dann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn 

(kumulativ) nachweislich keinerlei zu verteilendes Schlussvermögen vorhanden ist, 

keine Ausschüttungen an Gesellschafter über einen ordentlichen Gewinnverteilungs-

plan erfolgt sind, keine Zahlungen auf Stammeinlagen ausstehen; keine Rechtsstreite 

anhängig sind; und keine Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit gegeben ist. 

 

Die aufgelöste Gesellschaft kann grundsätzlich durch Gesellschafterbeschluss fortge-

setzt werden. Voraussetzung hierfür ist jedoch unter anderem, dass noch nicht mit der 

Verteilung des Gesellschaftsvermögens begonnen wurde und der Auflösungsgrund 

beseitigt ist. Auch die Fortsetzung durch Beschluss ist zur Eintragung im Handelsre-

gister anzumelden.  

 

 

2. Die Abwicklung (Liquidation)  

 

Bitte beachten Sie, dass mit dem im Auflösungsbeschluss bestimmten Wirksamkeits-

datum das (Rumpf-)Geschäftsjahr der werbenden, „aktiven“ Gesellschaft endet und 

ein neues Geschäftsjahr der in Liquidation befindlichen Gesellschaft beginnt, das nach 

gesetzlicher Vermutung zwölf Monate ab diesem „Eröffnungstermin“ läuft. Dies hat 

zur Folge, dass beispielsweise bei einem Liquidationsbeschluss mit Wirkung zum 

01.04.2017 die werbende Gesellschaft einen letzten Jahresabschluss zum 31.03.2017 

zu erstellen hat, sodann eine Liquidationseröffnungsbilanz zum 01.04.2017 und einen 

ersten Jahresabschluss der Liquidationsgesellschaft zum 31.03.2018. Es mag ratsam 

sein, mit der Liquidation auch einen Beschluss zu fassen, dass das Geschäftsjahr der 

Liquidationsgesellschaft wiederum das Kalenderjahr sei, so dass wenigstens der 

Rhythmus der Jahresabschlüsse (zum 31.12.) beibehalten werden kann (vgl. § 71 

GmbHG – in der Insolvenz kann übrigens der Insolvenzverwalter selbst nach BGH, 

https://publikations-plattform.de/
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14.10.2014 – II ZB 20/13 den mit Eröffnung des Insolvenzverfahrens neu beginnenden 

Geschäftsjahresrhythmus, § 155 Abs. 2 Satz 1 InsO,  ändern, z.B. durch Rückkehr zum 

satzungsmäßigen Geschäftsjahr, und zwar ohne Beurkundung durch Mitteilung an das 

Registergericht während des ersten laufenden Geschäftsjahres nach Insolvenzeröff-

nung: BGH, 21.02.2017 – II ZB 16/15. Die förmliche Anmeldung und Eintragung ist 

aber (wohl) nachzuholen). Die zusätzliche Erstellung eines letzten Jahresabschlusses 

der werbenden Gesellschaft und einer darauf aufbauenden Eröffnungsbilanz der Li-

quidationsgesellschaft können jedoch als solche nicht vermieden werden. Diese Bilan-

zen müssen auch – wie üblich – beim Bundesamt für Justiz, über die Publikationsplatt-

form des „Bundesanzeiger“, eingereicht werden, andernfalls drohen empfindliche 

Ordnungsgeldverfahren nach § 335 HGB. 

 

Während der Liquidation besteht die Gesellschaft mit geändertem Gesellschaftszweck, 

der nunmehr auf Abwicklung des Gesellschaftsvermögens gerichtet ist, fort. An die 

Stelle des Geschäftsführer treten die Liquidatoren, die für die ordnungsgemäße Ab-

wicklung verantwortlich sind. Die Liquidation kann sich in der Praxis für einen länge-

ren Zeitraum ziehen. Das einjährige Sperrjahr ist bei der GmbH regelmäßig die gesetz-

lich fixierte Mindestdauer der Liquidation, eine gleichzeitige Anmeldung der Auflö-

sung und des Erlöschens vor Erfüllung der Veröffentlichungspflicht ist stets unzuläs-

sig. Ausnahmsweise ist die Anmeldung des Erlöschens vor Ablauf des Sperrjahres 

zulässig, wenn die GmbH nach Befriedigung aller Gläubiger kein Vermögen mehr 

besitzt; hierbei ist dem Registergericht der genannte Sachverhalt jedoch genau nach-

zuweisen. 

 

Die Beendigung des Liquidatorenamtes erfolgt durch Abberufung der Gesellschafter-

versammlung, durch gerichtliche Entscheidung im Falle eines wichtigen Grundes oder 

durch Amtsniederlegung, die in Ermangelung entgegenstehender Satzungsregelungen 

grundsätzlich jeder Zeit möglich ist. Auch ein Wechsel im Liquidatorenamt ist in das 

Handelsregister einzutragen. Unabhängig von der formalen Stellung bleibt jedoch die 

vertragliche Vereinbarung mit der Gesellschaft (Anstellungsvertrag). 

 

Zweck und Inhalt der Liquidation ist die Beendigung der laufenden Geschäfte mit dem 

Ziel, nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten das verbleibende, nur noch in Geld beste-

hende Vermögen an die Gesellschafter zu verteilen. Insoweit beschreibt sich auch die 

Aufgabe die Liquidatoren (§ 70 GmbHG). Die Liquidatoren sind im Interesse der Ge-

sellschaft an einer möglichst raschen Abwicklung einerseits und an einem möglichst 

hohen Endvermögen andererseits verpflichtet, hierbei haften sie für die Sorgfalt eines 

ordentlichen Geschäftsmannes. 

 

Die Abwicklung der laufenden Geschäfte beinhaltet insbesondere die Einziehung der 

bestehenden Forderungen und die Erfüllung der bestehenden Verbindlichkeiten. Hier-

bei sind Dauerschuldverhältnisse in angemessener Zeit zu beenden und neue Geschäfte 
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nur dann einzugehen, wenn dies den Abschluß der Liquidation nicht verzögert. 

Hauptinhalt der Liquidation ist jedoch die Versilberung des Vermögens, d.h. sämtliche 

Aktiva der Gesellschaft zu Geld zu machen. Dies dient sowohl dazu, die Gesell-

schaftsgläubiger befriedigen zu können, als auch die in bar zu erfüllende Vermögens-

verteilung im Interesse einer optimalen Werterhaltung der Substanz vorzubereiten. 

Gegebenenfalls sind Unternehmensveräußerungen oder Teilbetriebsveräußerungen 

unter weitestgehender Vermeidung der Zerschlagung von Vermögenswerten in Be-

tracht zu ziehen. Auch der Verkauf von Aktiva an Gesellschafter ist bei einem ange-

messenen Preis unter entsprechender Dokumentation und Gleichbehandlung aller Ge-

sellschafter zulässig. Im Innenverhältnis sichern sich die Liquidatoren in Zweifelsfäl-

len, insbesondere bei besonders wertvollen Vermögensgegenständen, zweckmäßiger-

weise durch einen Gesellschafterbeschluss ab. 

 

Während der Liquidation haben die Abwickler mit wenigen Ausnahmen die allgemei-

nen Regeln der Rechnungslegung der werbenden Gesellschaft einzuhalten. Insbeson-

dere sind drei Dinge zu beachten (§ 71 GmbHG): Es ist, wie eingangs dieses Ab-

schnitts bereits erwähnt, neben den periodischen Jahresabschlüssen eine Liquidations-

eröffnungsbilanz mit Erläuterungsbericht aufzustellen, auf die die allgemeinen Vor-

schriften über Jahresabschlüsse mit gewissen Modifikationen bzgl. des Anlagevermö-

gens anzuwenden sind; über die Rechnungslegung und die Entlastung der Liquidatoren 

beschließt die Gesellschafterversammlung. Auch die Fragen der Offenlegung und der 

Abschlußprüfung müssen berücksichtigt werden (§§ 316 ff., 325 ff. HGB). Dies gilt 

unabhängig davon, dass die steuerliche Veranlagung durch das Finanzamt oft für den 

gesamten Liquidationszeitraum zusammenfassend stattfindet 

 

Auch im täglichen Umgang sind Besonderheiten zu berücksichtigen: Auf allen Ge-

schäftsbriefen, die an einen bestimmten Empfänger gerichtet werden, müssen neben 

den allgemeinen Positionen auch die Tatsache, dass die Gesellschaft sich in Liquidati-

on befindet, alle Liquidatoren sowie - falls einschlägig - der Gesamtbetrag der ausste-

henden Einlagen, wenn nicht alle in Geld zu leistenden Einlagen eingezahlt sind, an-

gegeben werden (vgl. § 71 Abs. 5 GmbHG). 

 

Die Gesellschafter haben einen gesetzlichen Anspruch auf Ausschüttung des nach 

Abwicklung verbliebenen Gesellschaftsvermögens im Verhältnis ihrer nominalen Ge-

schäftsanteile (§ 72 GmbHG). Gläubiger sind hierbei diejenigen, die im Zeitpunkt der 

Vermögensverteilung Gesellschafter sind. Der Anspruch besteht dem Inhalt nach in 

einer Geldleistung, auf Teilung in Natur braucht sich der Gesellschafter grundsätzlich 

nicht einzulassen. Abweichungen durch Gesellschafterbeschluss sind zulässig. Die 

Verteilung des Gesellschaftervermögens darf erst erfolgen, wenn sowohl das Sperrjahr 

abgelaufen ist als auch bekannte Schulden entweder getilgt sind oder ihre Befriedi-

gung sichergestellt ist (durch Hinterlegung oder Sicherheitsleistung). Neben der 

Sperrwirkung für die Auszahlung des Gesellschaftsvermögens liegt die Bedeutung des 
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Sperrjahres in der Sicherung der bekannten Gesellschaftsgläubiger. Forderungen ge-

gen die Gesellschaft sind zu begleichen, soweit sie unstreitig und fällig sind und der 

Gläubiger feststeht. Ist mit der Vermögensverteilung bereits begonnen und meldet sich 

später ein bisher unbekannter Gläubiger, muss sie unterbrochen werden. Nach Ablauf 

des Sperrjahres und Tilgung bzw. Sicherstellung aller bekannten Verbindlichkeiten, 

wird der Ausschüttungsanspruch der Gesellschafter fällig. Bei Ausschüttung unter 

Verstoß der vorstehenden Bestimmungen besitzt die Gesellschaft einen Anspruch ge-

gen die Gesellschafter auf Rückerstattung des jeweils Empfangenen. Daneben beste-

hen Ansprüche der Gesellschaft gegen die Liquidatoren.  

 

Ist das verwertbare Vermögen verteilt und sind keine Abwicklungsmaßnahmen erfor-

derlich, ist die Abwicklung beendet. In der Regel ist die Vermögensverteilung der letz-

te Akt der Liquidation. Nach der Vermögensverteilung haben die Liquidatoren eine 

Schlußrechnung zu legen an die Gesellschafterversammlung, die anhand der Schluß-

rechnung über die Beendigung der Liquidation und die Entlastung der Liquidatoren 

entscheidet.  

 

Nach Beendigung der Liquidation haben die Liquidatoren das Erlöschen im Handels-

register anzumelden (§ 74 Abs. 1 GmbHG); Muster hierzu unter Ziffer 4. Der Anmel-

dung ist der Nachweis über die Bekanntmachung der Auflösungserklärung, welche 

auch das Gläubigeraufgebot zu enthalten hat (Internetausdruck) beizufügen. Damit 

erlischt zugleich das Liquidatorenamt. Das Registergericht trägt das Erlöschen nach 

Prüfung, ob die Abwicklung tatsächlich beendet ist, ein. Hierbei hat das Gericht nach § 

12 FGG von Amts wegen die erforderlichen Ermittlungen zu veranlassen und kann in 

diesem Rahmen die Anmeldung z.B. dem Finanzamt zur Stellungnahme zuleiten, ob 

die Liquidationsabschlußbilanz vorgelegt wurde und die steuerliche Veranlagung ab-

geschlossen ist. Sollten Bedenken oder Einwände geäußert werden, wird die Eintra-

gung der Löschung bis zur Vollbeendigung zurückgestellt. 

 

Die Bücher und Schriften der Gesellschaft sind für die Dauer von zehn Jahren durch 

einen Gesellschafter oder einen Dritten aufzubewahren. (§ 74 Abs. 2 GmbHG), dane-

ben bestehen steuerrechtliche Aufbewahrungsfristen (§ 147 AO). 

 

Sollten sich nach Löschung der Gesellschaft herausstellen, dass sie in Wirklichkeit 

noch nicht voll beendet war, hat eine Nachtragsliquidation stattzufinden. Der dann er-

forderliche Nachtragsliquidator wird ausschließlich durch das Registergericht bestellt. 

In Handelsregister wird dabei die Löschung des bisher unrichtigen Löschungsver-

merks verlautbart. Hierbei ist jedoch ein neuer Gläubigeraufruf sowie die erneute Ein-

haltung des Sperrjahres nicht erforderlich. 
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3. Steuerliche Behandlung der Liquidation 

 

Für die Dauer des Abwicklungszeitraums wird ein gesonderter Liquidationsgewinn 

ermittelt. Die besonderen Vorschriften der Liquidationsbesteuerung greifen mit dem 

Beginn der Auflösung ein, in der Regel also der Zeitpunkt des Gesellschafterbeschlus-

ses über die Auflösung. Diese subjektive Steuerpflicht besteht während der Liquidati-

on unverändert weiter. Im Liquidationsgewinn werden alle aus früheren Jahren gebil-

deten stillen Reserven sowie die Erträge während des Liquidationszeitraums besteuert. 

Die Ermittlung erfolgt als Differenz zwischen dem Abwicklungsendvermögen und 

dem Abwicklungsanfangsvermögen, bereinigt um bestimmte steuerfreie Vermögens-

mehrungen. Näheres hierzu in § 11 KStG. 

 

Ebenso bleibt die Steuerpflicht hinsichtlich einzelner Steuerarten unberührt, z.B. Kör-

perschaftsteuer, Gewerbesteuer, Umsatzsteuer und Grunderwerbsteuer. Hierdurch wird 

z.B. bei der Körperschaftsteuer der Liquidationszeitraum zum Veranlagungszeitraum, 

in dem weder Steuerbilanzen erstellt noch Körperschaftsteuererklärungen abzugeben 

sind. Gegebenenfalls können davon Vorauszahlungen erhoben werden. Wird ein Zeit-

raum von drei Jahren überschritten, kann das Finanzamt eine Zwischenveranlagung 

durchführen. Auf die unabhängig davon (teilweise einem anderen Zeitrhythmus fol-

genden) Pflichten zur Bilanzerstellung und – bußgeldbelegten – Offenlegung, S. 3 und 

4 dieses Merkblattes, sei jedoch nochmals hingewiesen.  

 

In jedem Fall gilt: Im Zweifel sollten Sie einen Steuerberater Ihrer Wahl hinzuziehen. 

 

Ich hoffe, Ihnen mit diesen Angaben gedient zu haben, und bedanke mich für das ent-

gegengebrachte Vertrauen. 

 

Ihr Notar 

Dr. Franz X. Gärtner 

 

4. Anhang: Textmuster 

 

a. Muster einer Registeranmeldung: Auflösung der Gesellschaft 

 

HR B ... 

... GmbH mit dem Sitz in ... 

- im Wege elektronischer Anmeldung - 

 

Zur Eintragung in das Handelsregister wird folgendes angemeldet: 

 

1. Die Gesellschaft ist durch Beschluss der Gesellschafter aufgelöst. 

2.  Die bisherigen Geschäftsführer wurden abberufen. 
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3 Abstrakte Vertretungsbefugnis der Liquidatoren: 

  

 Ist nur ein Liquidator bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere Liquida-

toren bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Liquidatoren gemeinschaftlich oder 

durch einen Liquidator und einen Prokuristen gemeinschaftlich vertreten. 

 

 Die Gesellschafterversammlung kann unabhängig von der Zahl der bestellten Liquidato-

ren jederzeit einem, mehreren oder allen Liquidatoren Einzelvertretungsbefugnis und Be-

freiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilen. 

 

4.   Zu Liquidatoren wurden bestellt: 

 

..... geboren am . 

 wohnhaft in .... 

..... geboren am , 

 wohnhaft in , 

 

 Konkrete Vertretungsregelung: .................. 

 

Nach Belehrung durch den Notar über die unbeschränkte Auskunftspflicht gegenüber dem 

Gericht gemäß § 53 des Gesetzes über das Zentralregister und das Erziehungsregister und 

die Strafbarkeit einer falschen Versicherung (§ 66 Abs. 4 GmbHG) versichert jeder Liquida-

tor, dass 

 

a) keine Umstände vorliegen, aufgrund deren der Liquidator nach § 6 Abs. 2 Satz 2 und 

3 GmbHG von dem Amt als Liquidator ausgeschlossen wäre: Während der letzten 5 

Jahre (ab Rechtskraft) erfolgte im In- oder Ausland keine Verurteilung wegen Insol-

venzverschleppung, oder gem. §§ 283 bis 283 d Strafgesetzbuch (Insolvenzstraftaten), 

wegen falscher Angaben gem. § 82 GmbHG oder § 399 AktG, wegen unrichtiger Dar-

stellung gem. § 400 AktG, § 331 HGB, § 313 UmwG, § 17 Publizitätsgesetz, oder gem. 

§§ 263 bis 264a oder gem. §§ 265b bis 266a StGB; auch ist dem Liquidator weder 

durch gerichtliches Urteil noch durch vollziehbare Entscheidung einer Verwaltungs-

behörde die Ausübung eines Berufes, Berufszweiges, Gewerbes oder Gewerbezweiges 

untersagt; ferner der Liquidator nicht aufgrund einer behördlichen Anforderung in ei-

ner Anstalt verwahrt wurde (Amtsunfähigkeit). 

 

b) er vom beglaubigenden Notar auf seine unbeschränkte Auskunftspflicht gegenüber dem 

Registergericht belehrt worden ist. 
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Angeschlossen ist die beglaubigte Kopie des Protokolls der Gesellschafterversammlung über 

die Auflösung der Gesellschaft. 

 

Die Pflichten eines Liquidators sind den Erschienenen bekannt. Der Notar wird beauftragt 

und allseits bevollmächtigt, den Vollzug dieser Anmeldung im Handelsregister, insbesondere 

durch Erstellung einer elektronischen Handelsregisteranmeldung und deren Übermittlung an 

das Registergericht, zu bewirken und alle hierzu erforderlichen oder sinnvollen Erklärungen 

abzugeben und Maßnahmen zu treffen. 

 

 

b. Muster der Registeranmeldung über das Erlöschen der Gesellschaft 

 

HR B ... 

... GmbH mit dem Sitz in ... 

- im Wege elektronischer Anmeldung - 

 

Zur Eintragung in das Handelsregister wird folgendes angemeldet: 

 

1. Die Liquidation ist beendet. Das Liquidatorenamt ist niedergelegt. 

2. Die Firma ist erloschen. 

3. Die Bücher und Schriften der Gesellschaft werden von ... Name, Beruf, Adresse aufbe-

wahrt. 

 

Beigefügt ist das Belegexemplare über den Aufruf an die Gesellschaftsgläubiger nach § 65 

Abs. 2 GmbHG. 

 

 

c. Veröffentlichung des Liquidators im elektronischen Bundesanzeiger 

 

(einzugeben über https://publikations-plattform.de) 

 

..... GmbH i.L. 

Postanschrift: .... (Amtsgericht .....; HRB ...) 

 

Die Gesellschaft ist aufgelöst. Die Gläubiger der Gesell-

schaft werden aufgefordert, sich bei ihr zu melden. 

 

München, den ... 

    ........................... 

    (der Liquidator) 

https://publikations-plattform.de/
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5. Gesetzestexte 

 

Auszug aus dem GmbHG (§§ 60, 64 bis 74): 

 

 

Auflösung und Nichtigkeit der Gesellschaft 

 

§ 60 [Auflösungsgründe]  

 

(1) Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung wird aufgelöst: 

 

1. durch Ablauf der im Gesellschaftsvertrag bestimmten Zeit; 

 

2. durch Beschluss der Gesellschafter; derselbe bedarf, sofern im Gesellschaftsvertrag nicht 

ein anderes bestimmt ist, einer Mehrheit von drei Vierteilen der abgegebenen Stimmen; 

 

3. durch gerichtliches Urteil oder durch Entscheidung des Verwaltungsgerichts oder der Ver-

waltungsbehörde in den Fällen der §§ 61 und 62; 

 

4. durch die Eröffnung des Insolvenzverfahrens; wird das Verfahren auf Antrag des Schuld-

ners eingestellt oder nach der Bestätigung eines Insolvenzplans, der den Fortbestand der 

Gesellschaft vorsieht, aufgehoben, so können die Gesellschafter die Fortsetzung der Ge-

sellschaft beschließen; 

 

5. mit Rechtskraft des Beschlusses, durch den die Eröffnung des Insolvenzverfahrens mangels 

Masse abgelehnt worden ist; 

 

6. mit der Rechtskraft einer Verfügung des Registergerichts, durch welche nach den  

§§ 144a 144b des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ein 

Mangel des Gesellschaftsvertrags oder die Nichteinhaltung der Verpflichtungen nach § 19 

Abs. 4 dieses Gesetzes festgestellt worden ist. 

 

7. durch die Löschung der Gesellschaft wegen Vermögenslosigkeit nach § 141a des Gesetzes 

über die Angelegenheiten der freiwilligen Gereichtsbarkeit.  

 

(2) Im Gesellschaftsvertrag können weitere Auflösungsgründe festgesetzt werden. 

 

 

§ 64 [Insolvenzantragspflicht]  

 

(1)  Wird die Gesellschaft zahlungsunfähig, so haben die Geschäftsführer ohne schuld-haftes 

Zögern, spätestens aber drei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, die Eröff-

nung des Insolvenzverfahrens zu beantragen. Dies gilt sinngemäß, wenn sich eine Über-

schuldung der Gesellschaft ergibt. 
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(2)  Die Geschäftsführer sind der Gesellschaft zum Ersatz von Zahlungen verpflichtet, die 

nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft oder nach Feststellung ihrer Über-

schuldung geleistet werden. Dies gilt nicht von Zahlungen, die auch nach diesem Zeit-

punkt mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns vereinbar sind. Auf den Er-

satzanspruch finden die Bestimmungen in § 43 Abs. 3 und 4 entsprechende Anwendung. 

 

 

§ 65 [Anmeldung der Auflösung] 

 

(1) Die Auflösung der Gesellschaft ist zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 

Dies gilt nicht in den Fällen des Konkursverfahrens und der gerichtlichen Feststellung ei-

nes Mangels des Gesellschaftsvertrags oder der Nichteinhaltung der Verpflichtungen 

nach § 19 Abs. 4. In diesen Fällen hat das Gericht die Auflösung und ihren Grund von 

Amts wegen einzutragen. Im Falle der Löschung der Gesellschaft (§ 60 Abs. 1 Nr. 7) ent-

fällt die Eintragung der Auflösung.  

 

(2) Die Auflösung ist von den Liquidatoren in den Gesellschaftsblättern bekanntzumachen. 

Durch die Bekanntmachung sind zugleich die Gläubiger der Gesellschaft aufzufordern, 

sich bei derselben zu melden. 

 

 

§ 66 [Liquidatoren]  

 

(1) In den Fällen der Auflösung außer dem Fall des Konkursverfahrens erfolgt die Liquidation 

durch die Geschäftsführer, wenn nicht dieselbe durch den Gesellschaftsvertrag oder durch 

Beschluss der Gesellschafter anderen Personen übertragen wird. 

 

(2) Auf Antrag von Gesellschaftern, deren Geschäftsanteile zusammen mindestens dem zehn-

ten Teil des Stammkapitals entsprechen, kann aus wichtigen Gründen die Bestellung von 

Liquidatoren durch das Gericht (§ 7 Abs. 1) erfolgen. 

 

(3) Die Abberufung von Liquidatoren kann durch das Gericht unter derselben Voraussetzung 

wie die Bestellung stattfinden. Liquidatoren, welche nicht vom Gericht ernannt sind, 

können auch durch Beschluss der Gesellschafter vor Ablauf des Zeitraums, für welchen 

sie bestellt sind, abberufen werden.  

 

(4) Für die Auswahl der Liquidatoren findet § 6 Abs. 2 Satz 3 und 4 entsprechende Anwen-

dung. 

 

(5) Ist die Gesellschaft durch Löschung wegen Vermögenslosigkeit aufgelöst, so findet eine 

Liquidation nur statt, wenn sich nach der Löschung heraussetllt, dass Vermögen vorhan-

den ist, das der Verteilung unterliegt. Die Liquidatoren sind auf Antrag eines Beteiligten 

durch das Gericht zu ernennen.  
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§ 67 [Anmeldung der Liquidatoren] 

 

(1) Die ersten Liquidatoren sowie ihre Vertretungsbefugnis sind durch die Geschäftsführer, 

jeder Wechsel der Liquidatoren und jede Änderung ihrer Vertretungsbefugnis sind durch 

die Liquidatoren zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. 

 

(2)  Der Anmeldung sind die Urkunden über die Bestellung der Liquidatoren oder über die 

Änderung in den Personen derselben in Urschrift oder öffentlich beglaubigter Abschrift 

für das Gericht des Sitzes der Gesellschaft beizufügen.  

 

(3) In der Anmeldung haben die Liquidatoren zu versichern, dass keine Umstände vorliegen, 

die ihrer Bestellung nach § 66 Abs. 4 entgegenstehen, und dass sie über ihre unbe-

schränkte Auskunftspflicht gegenüber dem Gericht belehrt worden sind. § 8 Abs. 3 Satz 2 

ist anzuwenden. 

 

(4) Die Eintragung der gerichtlichen Ernennung oder Abberufung der Liquidatoren geschieht 

von Amts wegen. 

 

(5) Die Liquidatoren haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gericht zu zeichnen. 

 

 

§ 68 [Zeichnung der Liquidatoren]  

 

(1) Die Liquidatoren haben in der bei ihrer Bestellung bestimmten Form ihre Willenserklä-

rungen kundzugeben und für die Gesellschaft zu zeichnen. Ist nichts darüber bestimmt, so 

muss die Erklärung und Zeichnung durch sämtliche Liquidatoren erfolgen.  

 

(2) Die Zeichnungen geschehen in der Weise, dass die Liquidatoren der bisherigen, nunmehr 

als Liquidationsfirma zu bezeichnenden Firma ihre Namensunterschrift beifügen. 

 

 

§ 69 [Rechtsverhältnisse von Gesellschaft und Gesellschaftern]  

 

(1) Bis zur Beendigung der Liquidation kommen ungeachtet der Auflösung der Gesellschaft 

in bezug auf die Rechtsverhältnisse derselben und der Gesellschafter die Vorschriften des 

zweiten und dritten Abschnitts zur Anwendung, soweit sich aus den Bestimmungen des 

gegenwärtigen Abschnitts und aus dem Wesen der Liquidation nicht ein anderes ergibt. 

 

(2) Der Gerichtsstand, welchen die Gesellschaft zur Zeit ihrer Auflösung hatte, bleibt bis zur 

vollzogenen Verteilung des Vermögens bestehen. 
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§ 70 [Aufgaben der Liquidatoren] 

 

Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beendigen, die Verpflichtungen der auf-

gelösten Gesellschaft zu erfüllen, die Forderungen derselben einzuziehen und das Vermögen 

der Gesellschaft in Geld umzusetzen; sie haben die Gesellschaft gerichtlich und außergericht-

lich zu vertreten. Zur Beendigung schwebender Geschäfte können die Liquidatoren auch neue 

Geschäfte eingehen. 

 

 

§ 71 [Bilanz; Rechte und Pflichten]  

 

(1) Die Liquidatoren haben für den Beginn der Liquidation eine Bilanz (Eröffnungs-bilanz) 

und einen die Eröffnungsbilanz erläuternden Bericht sowie für den Schluß eines jeden 

Jahres einen Jahresabschluß und einen Lagebericht aufzustellen. 

 

(2) Die Gesellschafter beschließen über die Feststellung der Eröffnungsbilanz und des Jahres-

abschlusses sowie über die Entlastung der Liquidatoren. Auf die Eröffnungsbilanz und 

den erläuternden Bericht sind die Vorschriften über den Jahresabschluß entsprechend an-

zuwenden. Vermögensgegenstände des Anlage-vermögens sind jedoch wie Umlaufver-

mögen zu bewerten, soweit ihre Veräußerung innerhalb eines übersehbaren Zeitraums 

beabsichtigt ist oder diese Vermögensgegenstände nicht mehr dem Geschäftsbetrieb die-

nen; dies gilt auch für den Jahresabschluß. 

 

(3) Das Gericht kann von der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts durch ei-

nen Abschlußprüfer befreien, wenn die Verhältnisse der Gesellschaft so überschaubar 

sind, dass eine Prüfung im Interesse der Gläubiger und der Gesellschafter nicht geboten 

erscheint. Gegen die Entscheidung ist die sofortige Beschwerde zulässig. 

 

(4) Im übrigen haben sie die aus §§ 36,  37,  41 Abs. 1, § 43 Abs. 1, 2 und 4, § 49  

Abs. 1 und 2, § 64 sich ergebenden Rechte und Pflichten der Geschäftsführer. 

 

(5) Auf allen Geschäftsbriefen, die an einen bestimmten Empfänger gerichtet werden, müssen 

die Rechtsform und der Sitz der Gesellschaft, die Tatsache, dass die Gesellschaft sich in 

Liquidation befindet, das Registergericht des Sitzes der Gesellschaft und die Nummer un-

ter der die Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen ist, sowie alle Liquidatoren 

und, sofern die Gesellschaft einen Aufsichtsrat gebildet und dieser einen Vorsitzenden 

hat, der Vorsitzende des Aufsichtsrats mit dem Familiennamen und mindestens einem 

ausgeschriebenen Vornamen angegeben werden. Werden Angaben über das Kapital der 

Gesellschaft gemacht, so müssen in jedem Falle das Stammkapital sowie, wenn nicht alle 

in Geld zu leistenden Einlagen eingezahlt sind, der Gesamtbetrag der ausstehenden Ein-

lagen angegeben werden. Der Angaben nach Satz 1 bedarf es nicht bei Mitteilungen oder 

Berichten, die im Rahmen einer bestehenden Geschäftsverbindung ergehen und für die 

üblicherweise Vordrucke verwendet werden, in denen lediglich die im Einzelfall erfor-
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derlichen besonderen Angaben eingefügt zu werden brauchen. Bestellscheine gelten als 

Geschäftsbriefe im Sinne des Satzes 1; Satz 3 ist auf sie nicht anzuwenden. 

 

 

§ 72 [Vermögensverteilung]  

 

Das Vermögen der Gesellschaft wird unter die Gesellschafter nach Verhältnis ihrer Ge-

schäftsanteile verteilt. Durch den Gesellschaftsvertrag kann ein anderes Verhältnis für die 

Verteilung bestimmt werden. 

 

 

§ 73 [Sperrjahr]  

 

(1) Die Verteilung darf nicht vor Tilgung oder Sicherstellung der Schulden der Gesellschaft 

und nicht vor Ablauf eines Jahres seit dem Tage vorgenommen werden, an welchem die 

Aufforderung an die Gläubiger (§ 65 Abs. 2) in den öffentlichen Blättern zum dritten Ma-

le erfolgt ist. 

 

(2) Meldet sich ein bekannter Gläubiger nicht, so ist der geschuldete Betrag, wenn die Be-

rechtigung zur Hinterlegung vorhanden ist, für den Gläubiger zu hinterlegen. Ist die Be-

rechtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführbar oder ist eine Verbindlichkeit 

streitig, so darf die Verteilung des Vermögens nur erfolgen, wenn dem Gläubiger Sicher-

heit geleistet ist. 

 

(3) Liquidatoren, welche diesen Vorschriften zuwiderhandeln, sind zum Ersatz der verteilten 

Beträge solidarisch verpflichtet. Auf den Ersatzanspruch finden die Bestimmungen in § 

43 Abs. 3 und 4 entsprechende Anwendung. 

 

 

§ 74 [Schluss der Liquidation]  

 

(1) Ist die Liquidation beendet und die Schlußrechnung gelegt, so haben die Liquidatoren den 

Schluß der Liquidation zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.  Die Gesell-

schaft ist zu löschen. 

 

(2) Nach Beendigung der Liquidation sind die Bücher und Schriten der Gesellschaft für die 

Dauer von zehn Jahren einem der Gesellschafter oder einem Dritten in Verwahrung zu 

geben. Der Gesellschafter oder der Dritte wird in Ermangelung einer Bestimmung des 

Gesellschaftsvertrags oder eines Beschlusses der Gesellschafter durch das Gericht (§ 7 

Abs. 1) bestimmt. 

 

(3) Die Gesellschafter und deren Rechtsnachfolger sind zur Einsicht der Bücher und Schriften 

berechtigt. Gläubiger der Gesellschaft können von dem Gericht (§ 7  

Abs. 1) zur Einsicht ermächtigt werden. 


